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1. Kurzfassung

Kernaussage
Aus meiner Sicht ist die 10-Millionen-Initiative ein politischer Auftrag. Nach einer Annahme müsste die 
Schweiz nicht nur Zuwanderung begrenzen, sondern offenlegen, welche Zuwanderung sie wirklich 
braucht, welche Folgekosten weiteres Wachstum auslöst und wie Arbeitsmarkt, Pflege, AHV, Lohnschutz, 
EU-Beziehungen und Gemeinden geordnet abgesichert werden können. 

• Die Gegnerargumente sind nicht einfach frei erfunden. Besonders stark sind die Einwände zu 
Personenfreizügigkeit und Bilateralen, Pflege, Arbeitsmarkt, AHV, Lohnschutz und Vollzug. 

• Gerade deshalb genügt es nicht, die Risiken kleinzureden. Eine glaubwürdige Umsetzung muss 
zeigen, wie diese Risiken politisch, rechtlich und praktisch beherrschbar werden. 

• Die Gegenseite rechnet jedoch meist nur die Kosten der Begrenzung. Die Kosten des ungebremsten 
Wachstums - Wohnungen, Schulen, Verkehr, Infrastruktur, Gesundheit, Verwaltung und Boden - 
werden deutlich seltener systematisch ausgewiesen. 

• Der Kern der Debatte lautet deshalb nicht: Gibt es Risiken? Der Kern lautet: Soll die Schweiz 
diese Risiken weiterhin durch immer mehr Wachstum überdecken oder endlich politisch 
steuern? 

• Das stärkste Umsetzungsmodell ist keine abrupte Blockade, sondern gesteuerte 
Qualitätszuwanderung mit Pflege-Sonderkontingent, nationaler Lohnschutzgarantie, Inlandpotenzial-
Strategie inklusive KI- und Produktivitätsoffensive, EU-Verhandlungsmandat und jährlicher 
demokratischer Kontrolle über einen Bevölkerungs- und Folgekostenbericht. Der realistische Worst 
Case ist nicht Steuerung, sondern eine Minimalumsetzung ohne verbindliche Zielwerte und 
Nachsteuerung. 

• Politisch entscheidet die Initiative damit nicht nur über Migration, sondern über das Schweizer 
Wachstumsmodell: weiterwachsen und nachträglich verwalten - oder frühzeitig steuern und 
priorisieren. 
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Politische Verdichtung
Die Gegner warnen vor Chaos. Aus meiner Sicht ist die eigentliche Machtfrage eine andere: Warum hat 
die Schweiz für ihr eigenes Wachstum keinen belastbaren Plan? 

2. Ziel und methodisches Vorgehen
Diese Analyse beschreibt, wie die Schweiz die 10-Millionen-Initiative nach einer Annahme politisch, 
rechtlich und praktisch geordnet umsetzen könnte. Im Zentrum steht nicht ein Kampagnenplan, sondern 
eine Lösungsbeschreibung: Welche Risiken entstehen nach einem Ja, welche Massnahmen wären nötig, 
und wie könnte eine Umsetzung so ausgestaltet werden, dass sie wirksam, überprüfbar und demokratisch 
verantwortbar bleibt? 

2.1 Methodisches Vorgehen
Die Analyse beginnt nicht mit einem gewünschten politischen Resultat, sondern mit den Schwachstellen 
der Initiative und der Gegnerargumentation. Ich unterscheide zwischen realem Risiko, politischer 
Übertreibung, unvollständiger Kostenrechnung und tatsächlichem Umsetzungsproblem. Dadurch bleibt die 
Argumentation belastbar: Reale Risiken werden nicht weggewischt, sondern mit konkreten Massnahmen 
beantwortet.

Für die Bereinigung gelten fünf Prüffragen: 

• Was ist am Gegenargument sachlich richtig? 
• Wo wird aus einem realen Risiko eine politische Drohkulisse? 

• Welche Folgen wären kurzfristig, mittelfristig oder langfristig? 
• Welche Massnahme könnte das Risiko entschärfen? 
• Wie realistisch ist diese Massnahme politisch und gesellschaftlich? 

3. Ausgangslage und politische Leitfrage
Die Machtfrage hinter der 10-Millionen-Initiative lautet nicht nur, wie viele Menschen in der Schweiz leben 
sollen. Sie lautet, wer das Wachstum steuert: die Schweizer Bevölkerung, der Arbeitsmarkt, kantonale 
Standortpolitik, Verwaltungspraxis oder die Logik internationaler Verträge. 

Die Volksinitiative «Keine 10-Millionen-Schweiz! (Nachhaltigkeitsinitiative)» kommt am 14. Juni 2026 zur 
Abstimmung. Bundesrat und Parlament lehnen sie ab. Die offizielle Gegenerzählung lautet im Kern: Ein 
Bevölkerungsdeckel sei ein leeres Versprechen, gefährde den bilateralen Weg, verschärfe den 
Arbeitskräftemangel und bedrohe Wohlstand, Versorgung, Sicherheit sowie humanitäre Tradition. 

Diese Einwände müssen ernst genommen werden, weil sie teilweise reale Zielkonflikte betreffen. 
Gleichzeitig bleibt die Gegenerzählung unvollständig. Sie behandelt Bevölkerungswachstum häufig als 
ökonomische Notwendigkeit, ohne die Folgekosten gleich systematisch zu beziffern: Wohnraum, 
Schulraum, Verkehr, Gesundheitsversorgung, Verwaltung, Bodenverbrauch und kommunale Infrastruktur. 

Leitfrage
Steuert die Schweiz ihre Bevölkerungsentwicklung politisch selbst - oder lässt sie sich weiterhin von 
Arbeitsmarkt, Standortwettbewerb, Verwaltungspraxis und EU-Vertragslogik treiben? 
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Abbildung 2: Wer steuert das Wachstum der Schweiz? 

4. Gegnerargumente und reale Risiken
Ich halte es für einen Fehler, die Gegenargumente zur 10-Millionen-Initiative einfach als Angstmacherei 
abzutun. Mehrere Einwände haben einen realen Sachkern. Genau deshalb muss eine glaubwürdige Ja-
Argumentation zeigen, wie diese Risiken geordnet aufgefangen werden können. 

Ab hier folgt das Dokument durchgehend derselben Clusterreihenfolge. Sie beginnt mit den grössten 
systemischen Risiken und führt danach zu den praktischen Folgekosten und zur institutionellen 
Umsetzung. Dadurch bleibt die Argumentation für Leserinnen und Leser nachvollziehbar: Ein Cluster wird 
einmal eingeführt und danach in derselben Reihenfolge geprüft, beantwortet und kommuniziert. 

Die folgende Übersicht trennt drei Ebenen: den sachlichen Kern des Einwands, das reale politische oder 
gesellschaftliche Risiko und meine Einordnung für die weitere Umsetzung. 

Cluster Sachkern Reales Risiko Meine Einordnung 
EU, Bilaterale und 
Marktzugang 

Eine Begrenzung kann das 
Freizügigkeitsabkommen und 
damit Teile der Bilateralen I 
unter Druck setzen. 

Konf likt mit der EU, 
Unsicherheit für Wirtschaf t, 
Forschung und Marktzugang. 

Das ist die härteste of fene 
Flanke. Nach einem Ja 
braucht es sofort ein 
Verhandlungsmandat, rote 
Linien und einen 
Schadensbegrenzungsplan. 
Gleichzeitig muss die Schweiz 
sichtbar machen, dass auch 
die EU ein Interesse an 
stabilen Beziehungen hat. 

Arbeitsmarkt und 
Inlandpotenzial 

Viele Branchen sind heute 
auf ausländische 
Arbeitskräfte angewiesen. 

Engpässe in Pflege, Bau, 
Logistik, Betreuung, 
Gastronomie, Forschung 

Das Risiko ist real. Es 
rechtfertigt aber keine 
automatische 



10-mio-Lösungsvorschlag  5 
Markus Lysser souveraene-schweiz.ch X@mllw58 

Gleichzeitig bestehen im 
Inland Arbeits-, 
Qualifikations- und 
Produktivitätspotenziale, 
darunter Teilzeit, 50plus, 
Wiedereinstieg, 
Diplomanerkennung sowie 
KI-gestützte Entlastung 
repetitiver und 
administrativer Tätigkeiten. 

und Technik; zusätzlich 
das Risiko, dass KI-
Potenziale überschätzt, 
ungleich genutzt oder ohne 
Qualifizierung eingeführt 
werden. 

Mengenzuwanderung, 
sondern Priorisierung, 
Qualifizierung und bessere 
Nutzung des 
Inlandpotenzials. KI gehört 
hier zur Lösungsebene, 
nicht als Ersatz für 
Menschen, sondern als 
Produktivitäts- und 
Entlastungsinstrument. 

Pf lege, Gesundheit und 
Alterung 

Alterung, Personalmangel und 
Ausbildungslücken 
verschärfen den Druck. 

Versorgungslücken, höhere 
Kosten, Belastung von 
Spitälern, Heimen und Spitex. 

Der stärkste soziale Einwand 
gegen eine harte Umsetzung. 
Deshalb braucht es ein 
eigenes Pf lege-
Sicherungspaket mit 
Sonderkontingenten. 

AHV, Sozialwerke und 
öf fentliche Finanzen 

Zusätzliche Erwerbstätige 
bringen kurzf ristig Beiträge. 

Weniger Zuwanderung erhöht 
den Reformdruck auf  
Sozialwerke und 
Bundesf inanzen. 

Zuwanderung löst das 
Strukturproblem nicht 
dauerhaf t, weil Zugewanderte 
später ebenfalls Renten 
beziehen. Die AHV darf  nicht 
auf  ewiges Mengenwachstum 
gebaut werden. 

Wirtschaf t, Standort und 
Produktivität 

Ein Teil des heutigen 
Wachstumsmodells beruht auf  
Arbeitskräf teimport. 

Tiefmargenbranchen und 
Standortförderung geraten 
unter Druck. 

Das ist nicht nur Risiko, 
sondern Klärung: Die Schweiz 
muss entscheiden, ob sie 
Wachstum über Menge oder 
über Produktivität will. 

Lohnschutz und 
Arbeitsbedingungen 

Die f lankierenden 
Massnahmen sind politisch 
eng mit der 
Personenfreizügigkeit 
verbunden. 

Begrenzung ohne 
Ersatzarchitektur könnte als 
Angrif f  auf  Arbeitnehmende 
erscheinen. 

Ohne nationale 
Lohnschutzgarantie verliert die 
Umsetzung gesellschaf tliche 
Breite. Begrenzung muss mit 
fairer Arbeit verbunden 
werden: Kontingente nur bei 
Einhaltung orts- und 
branchenüblicher Löhne, GAV 
oder Mindeststandards; mehr 
Kontrollen in Risikobranchen; 
Sperren bei Missbrauch. 

Asyl, Familiennachzug, 
Schengen/Dublin und 
Sicherheit 

Ein Teil der 
Bevölkerungsentwicklung 
entsteht ausserhalb 
klassischer Erwerbsmigration. 

Rechtliche Grenzen, 
Vollzugsprobleme, humanitäre 
Spannungen und 
Sicherheitsdebatten. 

Hier braucht es 
Dif ferenzierung: Schutz für 
wirklich Schutzbedürf tige 
bleibt, aber dauerhaf te 
ungesteuerte Zuwanderung 
über Nebentüren muss 
politisch adressiert werden. 

Wohnen, Inf rastruktur, Raum 
und Umwelt 

Weniger Zuwanderung baut 
keine Wohnungen und saniert 
keine Bahnlinien. 

Die Initiative wird überschätzt, 
wenn sie als Sofortlösung für 
alle Engpässe verkauf t wird. 

Richtig ist: Begrenzung ersetzt 
keine Wohn- oder 
Inf rastrukturpolitik. Aber ohne 
Begrenzung rennt jede 
Planung dem Wachstum 
hinterher. 

Preise, Konsum und 
Dienstleistungsniveau 

Knappere Arbeitskräf te 
können gewisse Leistungen 
verteuern. 

Höhere Preise bei 
personalintensiven 
Dienstleistungen und weniger 
Komfort. 

Auch das muss gesagt 
werden. Tiefe Preise beruhen 
of t auf  versteckten Arbeits-, 
Wohn- und 
Inf rastrukturkosten. 

Umsetzungssystem, 
Föderalismus und 
demokratische Kontrolle 

Kontingente, Ausnahmen und 
kantonale Interessen 
erzeugen Komplexität. 

Bürokratie, Lobbydruck, 
Härtefälle und Verteilkämpfe. 

Komplexität ist kein 
Gegenargument gegen 
Steuerung, sondern ein Grund 
für klare Regeln, Monitoring 
und demokratische Kontrolle. 

Zwischenfazit
Die Gegnerseite hat dort am meisten Wirkung, wo sie reale Zielkonflikte anspricht: EU, Arbeitsmarkt, 
Pflege, AHV und Lohnschutz. Meine Gegenlinie ist deshalb nicht, diese Risiken zu bestreiten. Die stärkere 
Linie lautet: Gerade weil die Risiken real sind, braucht die Schweiz ein Umsetzungsmodell statt bloss ein 
Weiter-so. 
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5. Bereinigte Problemcluster
Aus den einzelnen Einwänden ergeben sich zehn Problemcluster. Für die weitere Arbeit werden sie im 
ganzen Dokument in derselben Reihenfolge geführt. Diese Reihenfolge folgt ihrer politischen und 
praktischen Bedeutung für eine glaubwürdige Umsetzung. 

Priorität Cluster Kernproblem Warum zentral 
1 EU, Bilaterale und 

Marktzugang 
Vereinbarkeit von 
Bevölkerungssteuerung und 
Personenfreizügigkeit. 

Grösstes rechtliches und 
wirtschaf tliches Risiko; muss 
f rüh geführt werden. 

2 Arbeitsmarkt und
Inlandpotenzial 

Fachkräftemangel versus 
ungenutztes Arbeits-, 
Qualifikations- und 
Produktivitätspotenzial im 
Inland, inklusive KI-
gestützter Entlastung. 

Kern der 
Gegnerargumentation; 
entscheidet über 
Glaubwürdigkeit. Die 
Antwort darf nicht nur 
Vermittlung heissen, 
sondern muss Ausbildung, 
Produktivität und KI-
kompetente 
Arbeitsorganisation 
einschliessen. 

3 Pf lege, Gesundheit und 
Alterung 

Versorgungssicherheit bei 
steigendem Personalbedarf . 

Gesellschaf tlich sensibelster 
Bereich; ohne Sonderlösung 
politisch angreifbar. 

4 AHV, Sozialwerke und 
öf fentliche Finanzen 

Weniger Wachstumsbeiträge, 
aber weiterhin Alterung. 

Finanzpolitisch starkes 
Gegenargument; braucht 
ehrliche Reformperspektive. 

5 Wirtschaf t, Standort und 
Produktivität 

Übergang von 
Mengenausweitung zu 
Produktivität. 

Wichtig für bürgerliche Mitte, 
KMU und Kantone. 

6 Lohnschutz und 
Arbeitsbedingungen 

Sicherung fairer Löhne ohne 
automatische 
Personenfreizügigkeit. 

Wichtig für Arbeitnehmende, 
Gewerkschaf ten und 
gesellschaf tliche Breite. 

7 Asyl, Familiennachzug, 
Schengen/Dublin und 
Sicherheit 

Abgrenzung von Schutz, 
Vollzug und dauerhaf ter 
Migration. 

Rechtlich und politisch 
sensibel; darf  nicht vermischt 
werden. 

8 Wohnen, Inf rastruktur, Raum 
und Umwelt 

Folgekosten von Wachstum 
für Gemeinden und Alltag. 

Stark für die Ja-Seite, aber 
Wirkung eher mittel- bis 
langfristig. 

9 Preise, Konsum und 
Dienstleistungsniveau 

Knappere Arbeitskräf te und 
ehrlichere Preise. 

Reales Risiko, aber 
kommunikativ erklärbar, wenn 
Kostenwahrheit betont wird. 

10 Umsetzungssystem, 
Föderalismus und 
demokratische Kontrolle 

Kontingente, Prioritäten, 
Ausnahmen, Monitoring. 

Entscheidet, ob ein Ja als 
Ordnung oder als Chaos 
wahrgenommen wird. 

Verdichtung
Für die Gesamtstrategie sind vor allem sechs Cluster tragend: EU, Arbeitsmarkt, Pflege, AHV, Wirtschaft 
und Lohnschutz. Sie bilden die politische Verteidigungslinie gegen den Vorwurf, die Initiative sei zwar 
symbolisch wirksam, aber praktisch nicht umsetzbar. 

Wohnen, Infrastruktur und kommunale Folgekosten bilden die offensive Linie: Sie zeigen, weshalb 
Nichtsteuerung ebenfalls teuer, bürokratisch und gesellschaftlich belastend ist. Das Umsetzungssystem 
am Schluss hält die Strategie zusammen und verhindert, dass die Initiative als blosse Parole stehen bleibt. 
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Abbildung 3: Die zehn Problemfelder nach einem Ja. 

6. Lösungskatalog nach Problemcluster
Der Lösungskatalog folgt derselben Reihenfolge wie die Problemcluster. Die ausführliche politische 
Umsetzung folgt in Kapitel 8. So vermeidet das Dokument Doppelspurigkeiten: Kapitel 6 zeigt die 
Übersicht, Kapitel 8 entwickelt daraus die Gesamtstrategie. 

Cluster Zentrales Risiko Kernmassnahme Politische Bewertung 
EU, Bilaterale und 
Marktzugang 

Konf likt mit FZA und 
Bilateralen I. 

Sofortiges 
Verhandlungsmandat, 
Schutzklausel-Modell, 
Schadensbegrenzungsplan, 
Ersatzszenarien, rote Linien, 
Darstellung gegenseitiger 
Interessen Schweiz-EU. 

Machbarkeit tief  bis mittel. Der 
Konf likt ist real; gerade 
deshalb braucht es 
Risikovorsorge. Gleichzeitig ist 
die Schweiz nicht ohne 
Verhandlungsmacht, weil auch 
die EU stabile Beziehungen 
zur Schweiz braucht. 

Arbeitsmarkt und 
Inlandpotenzial 

Engpässe, wenn 
Zuwanderung nicht mehr 
als Standardlösung 
verfügbar ist. 

Arbeitskräftepotenzial-
Inventar, Vermittlung vor 
Kontingent, 50plus-
Programm, 
Teilzeitpotenzial, 
schnellere 
Diplomanerkennung, KI-
gestützte Entlastung in 
Administration, Planung, 
Triage, Übersetzung, 
Weiterbildung und 
Standardprozessen. 

Machbarkeit mittel bis 
hoch. Stark, wenn es nicht 
als Druckpolitik gegen 
Arbeitslose formuliert wird, 
sondern als faire Nutzung 
vorhandener Fähigkeiten 
und als 
Produktivitätsoffensive mit 
Qualifizierung. 

Pf lege, Gesundheit und 
Alterung 

Versorgungslücken und 
Überlastung des 
Gesundheitswesens. 

Pf lege-Sonderkontingent, 
Ausbildungsof fensive, 

Machbarkeit mittel. 
Gesellschaf tlich gut 
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Wiedereinstieg, bessere 
Arbeitsbedingungen, Skill-Mix. 

vermittelbar, aber teuer und 
kantonal komplex. 

AHV, Sozialwerke und 
öf fentliche Finanzen 

Wegfall kurzf ristiger 
Wachstumsbeiträge und 
steigender Reformdruck. 

AHV-Reformpfad, höhere 
Erwerbsquote 60plus, mehr 
Inland-Arbeitsvolumen, 
Produktivität, 
Folgekostenrechnung. 

Machbarkeit tief  bis mittel. 
Politisch heikel, aber ohne 
Antwort bleibt die Flanke 
of fen. 

Wirtschaf t, Standort und 
Produktivität 

Branchen mit tiefen Margen 
und hohem Personalbedarf  
geraten unter Druck. 

Qualität vor Menge, 
Produktivitätsof fensive, 
Branchenpriorisierung, 
Standortentscheide mit 
Folgekostenrechnung. 

Machbarkeit mittel. 
Anschlussfähig, aber 
konf liktträchtig für 
Standortförderung und 
Immobilieninteressen. 

Lohnschutz und
Arbeitsbedingungen 

Verlust von Glaubwürdigkeit
bei Arbeitnehmenden. 

Nationale Lohnschutzgarantie,
Lohnkontrollen, GAV-
Stärkung, Kontingente an faire 
Bedingungen koppeln, 
Kontingentsperren bei 
Missbrauch. 

Machbarkeit mittel bis hoch,
wenn Begrenzungspolitik 
sozial abgesichert wird. 

Asyl, Familiennachzug, 
Schengen/Dublin und 
Sicherheit 

Vermischung von Schutz, 
Vollzug und dauerhaf ter 
Migration. 

Beschleunigte Verfahren, 
konsequenter Vollzug, 
dif ferenzierter 
Familiennachzug, Integration 
statt Dauerabhängigkeit. 

Machbarkeit mittel. 
Mehrheitsfähig in Teilen, aber 
rechtlich sensibel. 

Wohnen, Inf rastruktur, Raum 
und Umwelt 

Wachstumskosten bleiben bei 
Gemeinden, Mietern und 
Steuerzahlern hängen. 

Folgekostenrechnung, 
Inf rastrukturplanung mit 
Bevölkerungsziel, Schulraum- 
und Integrationskosten 
sichtbar machen, gezielte 
Entlastungsplanung. 

Machbarkeit mittel bis hoch. 
Politisch stark, weil die Folgen 
im Alltag sichtbar sind. 

Preise, Konsum und 
Dienstleistungsniveau 

Dienstleistungen werden 
teurer oder weniger verfügbar. 

Kostenwahrheit, Produktivität, 
Übergangsfristen, gezielte 
Entlastung tiefer Einkommen. 

Machbarkeit mittel. 
Unbequem, aber ehrlich: Auch 
billige Dienstleistungen haben 
versteckte Kosten. 

Umsetzungssystem, 
Föderalismus und 
demokratische Kontrolle 

Bürokratie, Lobbydruck, 
kantonale Verteilkämpfe, 
Polarisierung. 

Bevölkerungsmonitoring, 
Prioritätenordnung, 
Migrationssteuerungsrat, 
Härtefallregeln, jährlicher 
Bevölkerungs- und 
Folgekostenbericht. 

Machbarkeit mittel. Zwingend, 
wenn ein Ja nicht in 
Symbolpolitik stecken bleiben 
soll. 

Politische Schlussfolgerung
Aus meiner Sicht entsteht ein tragfähiges Umsetzungskonzept nur, wenn drei Linien gleichzeitig geführt 
werden: erstens Begrenzung der Mengenzuwanderung, zweitens gezielte Sicherung systemrelevanter 
Bereiche und drittens transparente Kostenwahrheit über das bisherige Wachstumsmodell. 

Die Initiative darf deshalb nicht als einfache Vollbremsung verkauft werden. Glaubwürdig ist sie nur als 
geordneter Steuerungsauftrag: mit Prioritäten, Übergangsarchitektur, Lohnschutz, Pflegeabsicherung, EU-
Strategie und jährlichem Bevölkerungs- und Folgekostenbericht. 

7. Vier Umsetzungsszenarien
Aus meiner Sicht entscheidet sich die Glaubwürdigkeit einer Annahme nicht am Ja allein, sondern an der 
anschliessenden Umsetzung. Drei politische Grundmodelle liegen nahe: harte Begrenzung, gesteuerte 
Qualitätszuwanderung oder weiche Umsetzung. Zusätzlich muss ein vierter Fall ausdrücklich mitgedacht 
werden: Blockade oder Minimalumsetzung. Gerade dieses Szenario ist wichtig, weil die Erfahrung mit der 
Masseneinwanderungsinitiative zeigt, dass ein Volksentscheid politisch abgeschwächt werden kann, wenn 
Zielpfad, Fristen und Rechenschaft fehlen. 
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Abbildung 4: Drei Wege nach einem Ja. Ergänzend wird unten der Blockade- und Minimalumsetzungsfall 
als realistisches Kontrollszenario beschrieben. 

Szenario Grundidee Politische Stärke Hauptrisiko Einordnung 
A: Harte Begrenzung Rasche Reduktion der 

Nettozuwanderung, 
enge Kontingente, 
wenige Ausnahmen. 

Klares Signal; einfach 
kommunizierbar. 

Arbeitsmarkt-, Pf lege- 
und EU-Schock; 
rechtlich und 
wirtschaf tlich riskant. 

Für mich nicht das 
bevorzugte Modell. Nur 
als Drohkulisse 
verständlich, nicht als 
stabile Umsetzung. 

B: Gesteuerte 
Qualitätszuwanderung 

Mengenzuwanderung 
begrenzen, aber Pf lege, 
Gesundheit, 
Schlüsselberufe und 
echte Härtefälle 
priorisieren. 

Lösungsorientiert; 
nimmt Risiken ernst; 
gesellschaf tlich breiter 
anschlussfähig. 

Anspruchsvolles 
Steuerungssystem; 
Druck von Branchen 
und Kantonen. 

Strategisch stärkstes 
Modell. Es macht die 
Initiative 
regierungsfähig und 
nimmt den Gegnern 
das Chaos-Argument. 

C: Weiche Umsetzung Formale Umsetzung mit 
vielen Ausnahmen, 
langen Übergängen 
und geringer 
Begrenzungswirkung. 

Vermeidet kurzf ristige 
Konf likte. 

Enttäuscht den 
Volksentscheid; kaum 
Entlastung bei Wohnen, 
Inf rastruktur und 
Gemeinden. 

Als Ergänzung bei 
Übergängen brauchbar, 
als Gesamtmodell zu 
schwach. 

Empfehlung 
Das tragfähigsteModell ist Bmit gezielten Elementen ausC: harte Steuerungsziele, aber kluge Übergänge;
Priorität für systemrelevanteBereiche,aber keinegenerelleFortsetzung der bisherigenMengenzuwanderung.
SzenarioD ist kein Zielmodell, sonderndie Warnung vor politischer Entleerung. 
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D: Blockade / Minimalumsetzung – realistischerWorst Case 
Grundidee: Formale Annahme, aber keine verbindlichen
Zielwerte, lange Verzögerungen, viele Ausnahmen oder rein
symbolische Massnahmen. 
Politischer Reiz: Kurzfristig werden Konflikte mit EU,
Verwaltung, Kantonen und Wirtschaftsinteressen vermieden. 

Hauptrisiko: Der Volksentscheidwird politisch entwertet;
Wachstumsdruck, Folgekosten und Vertrauensverlust
bleiben bestehen. 
Gegenmittel: Umsetzungsgesetz mit Zielpfad, Fristen,
jährlicher Kontrolle, Nachsteuerungspflicht und
parlamentarischer Rechenschaft. 

8. Empfohlene Gesamtstrategie
Meine Schlussfolgerung lautet: Die Schweiz braucht nach einem Ja kein hektisches Abwehrprogramm, 
sondern ein Umsetzungspaket, das die Initiative politisch, wirtschaftlich und gesellschaftlich tragfähig 
macht. 

Damit verschiebt sich die Debatte. Es geht nicht um die Behauptung, Begrenzung sei risikolos. Es geht um 
die Gegenfrage: Was kostet es, wenn die Schweiz weiterwächst, ohne die Folgen ehrlich zu bilanzieren? 

Das Umsetzungskonzept folgt auch hier derselben Clusterreihenfolge. Jeder Cluster wird als Paket 
verstanden: Risiko, Gegenmassnahme und politische Einordnung gehören zusammen. 

 

Abbildung 5: Umsetzungspaket – Steuerung statt Chaos. 

8.1 EU, Bilaterale und Marktzugang
Der EU-Konflikt muss zuerst geführt werden, weil er die härteste offene Flanke bildet. Nach einem Ja 
braucht es ein sofortiges Verhandlungsmandat, eine klare Schutzklausel-Logik, rote Linien und einen 
Schadensbegrenzungsplan für den Fall, dass die EU den Druck auf die Bilateralen erhöht. Gleichzeitig darf 
die Schweiz nicht als reine Bittstellerin auftreten: Auch die EU hat ein Interesse an stabilen Beziehungen 
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zur Schweiz - wirtschaftlich, verkehrspolitisch, energiepolitisch, forschungspolitisch und institutionell. Die 
Verhandlungsstrategie muss deshalb Risiken benennen, aber auch gegenseitige Interessen sichtbar 
machen. 

8.2 Arbeitsmarkt und Inlandpotenzial
Die Schweiz muss zuerst wissen, welches Potenzial bereits im Land vorhanden ist. Dazu gehören 
Erwerbslose, Unterbeschäftigte, 50plus, Teilzeitpotenzial, Wiedereinsteigerinnen und Wiedereinsteiger, 
raschere Anerkennung vorhandener Qualifikationen sowie das Produktivitätspotenzial durch KI,
Automatisierung und bessere Arbeitsorganisation. Erst danach ist zu begründen, wo gezielte 
Zuwanderung wirklich nötig bleibt. 

KI ist dabei kein Ersatz für Menschen in Pflege, Handwerk oder Betreuung. Sie ist aber ein Hebel, um 
Fachkräfte von administrativen, repetitiven und planbaren Tätigkeiten zu entlasten: Dokumentation, Triage, 
Einsatzplanung, Übersetzung, Weiterbildung, Standardkorrespondenz, Datenanalyse und einfache 
Fallbearbeitung. Für mich gehört KI deshalb zum Inlandpotenzial: nicht als technisches Schlagwort, 
sondern als Instrument, um vorhandene Arbeitszeit produktiver einzusetzen. 

8.3 Pflege, Gesundheit und Alterung
Pflege und Gesundheit brauchen eine eigene Sicherungslinie. Das bedeutet Sonderkontingente für 
nachweislich systemrelevante Funktionen, aber gleichzeitig mehr Ausbildung, bessere 
Arbeitsbedingungen, Wiedereinstieg und eine realistische Verteilung der Aufgaben im Gesundheitswesen. 

8.4 AHV, Sozialwerke und öffentliche Finanzen
Die AHV darf nicht so dargestellt werden, als könne sie nur durch ständige Nettozuwanderung stabil 
bleiben. Zuwanderung bringt kurzfristig Beiträge, erzeugt langfristig aber ebenfalls Leistungsansprüche. 
Darum braucht es eine ehrliche Reformperspektive mit Erwerbsquote, Produktivität, Rentenfinanzierung 
und Kostenwahrheit. 

8.5 Wirtschaft, Standort und Produktivität
Die Umsetzung muss offenlegen, welche Branchen auf echte Schlüsselkräfte angewiesen sind und welche 
Geschäftsmodelle vor allem von immer mehr Menschen leben. Die politische Linie lautet nicht weniger 
Wirtschaft, sondern mehr Wertschöpfung pro Kopf, mehr Produktivität und weniger Wachstum auf Kosten 
von Raum, Infrastruktur und Gemeinden. 

8.6 Lohnschutz und Arbeitsbedingungen
Begrenzung ohne Lohnschutz wäre politisch schwach. Wer Zuwanderung steuern will, muss faire Arbeit 
sichern: Lohnkontrollen, Gesamtarbeitsverträge, Missbrauchsbekämpfung und Kontingente, die nicht zur 
Lohndrückerei verwendet werden. 

8.7 Asyl, Familiennachzug, Schengen/Dublin und Sicherheit
Schutz und Arbeitsmigration dürfen nicht vermischt werden. Die Schweiz muss Schutz für wirklich
Schutzbedürftige gewährleisten, gleichzeitig aber Verfahren beschleunigen, Wegweisungen konsequent 
vollziehen, Familiennachzug differenziert regeln, Sicherheitsfragen nüchtern einordnen und den 
Grenzschutz als Vollzugsinstrument ernst nehmen. Dazu gehören gezielte, lageabhängige Grenz- und 
Identitätskontrollen im Rahmen von Schengen, bessere Zusammenarbeit von Grenzwacht, Polizei, 
Migration und Zoll sowie konsequentere Identitätsabklärung bei irregulärer Migration. Schengen schliesst 
solche Kontrollen nicht aus; sie müssen rechtlich begründet, verhältnismässig und zeitlich begrenzt 
eingesetzt werden. Beispiele aus Dänemark, Deutschland und Frankreich zeigen, dass auch Schengen-
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Staaten temporäre Binnengrenzkontrollen nutzen, wenn öffentliche Ordnung oder innere Sicherheit dies 
rechtfertigen. 

8.8 Wohnen, Infrastruktur, Raum und Umwelt
Bevölkerungswachstum hat konkrete Folgekosten: Wohnungen, Schulraum, Verkehr, 
Gesundheitsversorgung, Verwaltung, Boden und Infrastruktur. Jede grössere Wachstumspolitik sollte 
deshalb künftig eine Folgekostenrechnung ausweisen. Wer Wachstum bestellt, muss auch zeigen, wer die 
Rechnung bezahlt.

8.9 Preise, Konsum und Dienstleistungsniveau
Ehrliche Steuerung kann bedeuten, dass einzelne Dienstleistungen teurer oder weniger verfügbar werden. 
Diese Wahrheit ist unbequem, aber stärker als eine Scheinrechnung, die billige Leistungen ermöglicht und 
die Kosten an Mieter, Steuerzahler, Pendler und Gemeinden weiterreicht. 

8.10 Umsetzungssystem, Föderalismus und demokratische Kontrolle
Am Schluss braucht es ein Steuerungssystem, das die Cluster zusammenhält: jährliches 
Bevölkerungsmonitoring, Prioritätenordnung, Härtefallregeln, kantonale Anhörung, transparente 
Kennzahlen und ein jährlicher Bericht an Parlament und Öffentlichkeit. Nur so wird aus der Initiative ein 
demokratisch kontrollierter Steuerungsauftrag. 

Gesamtlinie
Das Ziel ist nicht Abschottung, sondern Priorisierung. Die Schweiz soll offen bleiben für Menschen, 
die wirklich gebraucht werden oder Schutz verdienen. Aber sie darf ihr Wachstumsmodell nicht 
länger von Arbeitskräftemangel, Standortwettbewerb und internationaler Vertragslogik treiben lassen. 

8.11 Lehre aus der Masseneinwanderungsinitiative
Die Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative ist für dieses Konzept kein Vorbild im engeren Sinn, 
aber ein wichtiges Warnsignal. Sie zeigt, dass ein Volksentscheid zur Zuwanderungssteuerung politisch 
abgeschwächt werden kann, wenn nach dem Ja kein klares Umsetzungssystem bereitsteht. 

2014 verlangte der neue Verfassungsartikel eine eigenständige Steuerung der Zuwanderung mit 
Höchstzahlen, Kontingenten und Inländervorrang. Die spätere Umsetzung wurde im Kern jedoch auf die 
Stellenmeldepflicht in Berufsarten mit hoher Arbeitslosigkeit reduziert. Politisch lässt sich das knapp 
zusammenfassen: Das Volk verlangte Steuerung; heraus kam vor allem Melden. 

Für die 10-Millionen-Initiative folgt daraus: Ein Ja braucht von Anfang an klare Zielwerte, Zuständigkeiten, 
Fristen, Verhandlungsmandate, Berichte und politische Rechenschaft. Sonst droht erneut eine 
verwaltungsverträgliche Minimallösung statt echter Steuerung. Die Stellenmeldepflicht kann ein Baustein 
zur Nutzung des Inlandpotenzials sein, ersetzt aber kein Steuerungssystem mit Kontingenten, 
Schutzklauseln, Lohnschutz, Pflegeabsicherung, EU-Strategie und jährlicher demokratischer Kontrolle. 

8.12 Umsetzungszeitlinie: vom Volksentscheid zur Steuerung
Die Umsetzung darf weder als abrupte Vollbremsung noch als endlose Prüfung angelegt werden. 
Entscheidend ist eine verbindliche Zeitlinie: sofort stabilisieren, dann steuern, danach strukturell umbauen 
und jährlich demokratisch kontrollieren. 

Die Zeitlinie beeinflusst vor allem fünf Bereiche: den Zeitpunkt der EU-Verhandlungen, die Einführung von 
Kontingenten und Prioritäten im Arbeitsmarkt, die Übergangssicherung in Pflege und Gesundheit, die 
langfristige AHV- und Finanzperspektive sowie die Planung von Wohnen, Verkehr, Schulen und 
kommunaler Infrastruktur. Je später gesteuert wird, desto stärker laufen Folgekosten voraus. 
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Phase Zeitraum Zweck 
Phase 1: Sofortprogramm 0-12 Monate Verhandlungsmandat, 

Monitoring, Berichtssystem, 
Inlandpotenzial, 
Pflegeabsicherung und erste 
Vollzugsmassnahmen. 

Phase 2: Übergangssteuerung 1-3 Jahre Kontingente und Prioritäten, 
Lohnschutz, Grenz- und
Vollzugskontrollen sowie
strukturierte EU-Gespräche. 

Phase 3: Strukturumbau 3-7 Jahre Ausbildung, Produktivität, 
Digitalisierung/KI, Wohn- und 
Infrastrukturplanung sowie 
Anpassung kantonaler 
Vollzugsstrukturen. 

Phase 4: Zielsteuerung ab 7 Jahren Jährliche Anpassung, 
Folgekostenkontrolle, 
Rechenschaft gegenüber 
Parlament und Öffentlichkeit 
sowie langfristige Stabilisierung. 

9. Politische Machbarkeit und gesellschaftliche Auswirkungen
Die politische Machbarkeit unterscheidet sich je nach Cluster deutlich. Gerade deshalb ist eine einheitliche 
Reihenfolge hilfreich: Man sieht sofort, wo die Umsetzung rechtlich hart, gesellschaftlich sensibel oder 
kommunikativ stark ist. 

Cluster Machbarkeit Meine Einordnung 
EU, Bilaterale und Marktzugang tief  bis mittel Der härteste Punkt. Die EU wird keine 

einfache Neuverhandlung anbieten. 
Gerade deshalb braucht die Schweiz 
nach einem Ja sofort eine klare 
Verhandlungs- und 
Schadensbegrenzungsstrategie. Diese 
Strategie muss aber auch die Interessen 
der EU an stabilen Beziehungen zur 
Schweiz sichtbar machen. 

Arbeitsmarkt und Inlandpotenzial mittel bis hoch Breit anschlussfähig, sofern es nicht 
als Druckpolitik gegen Arbeitslose 
formuliert wird, sondern als faire 
Nutzung vorhandener Fähigkeiten. KI 
stärkt diese Linie, wenn sie zur 
Entlastung und Qualifizierung 
eingesetzt wird und nicht als 
Vorwand für Leistungsdruck oder 
Lohndruck. 

Pf lege, Gesundheit und Alterung mittel Gesellschaf tlich sensibel und sachlich 
zwingend. Politisch schwierig wird vor 
allem die Finanzierung besserer 
Arbeitsbedingungen und Ausbildung. 

AHV, Sozialwerke und öf fentliche 
Finanzen 

tief  bis mittel Innenpolitisch schwierig, weil Rentenalter, 
Beiträge, Bundesf inanzen und 
Generationenfragen berührt werden. 
Ohne Antwort bleibt eine zentrale Flanke 
of fen. 

Wirtschaf t, Standort und Produktivität mittel Anschlussfähig für produktive Branchen, 
aber konf liktträchtig für Geschäf tsmodelle, 
die stark auf  Mengenwachstum und 
günstige Arbeitskräf te setzen. 

Lohnschutz und Arbeitsbedingungen mittel Für Arbeitnehmende zentral. 
Gewerkschaf ten könnten hier abgeholt 
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werden; Widerstand ist von Teilen der 
Arbeitgeberseite möglich. 

Asyl, Familiennachzug, Schengen/Dublin 
und Sicherheit 

mittel Mehrheitsfähig, aber rechtlich sensibel. 
Entscheidend ist die Trennung zwischen 
Schutz, Vollzug, Integration und 
dauerhaf ter Migration.

Wohnen, Inf rastruktur, Raum und Umwelt mittel bis hoch Kostenwahrheit ist gut vermittelbar. 
Konf likte entstehen bei 
Immobilieninteressen, Standortförderung 
und kantonaler Lastenverteilung. 

Preise, Konsum und 
Dienstleistungsniveau 

mittel Unbequem, aber ehrlich. Die Debatte 
muss zeigen, dass tiefe Preise of t nur 
deshalb tief erscheinen, weil Folgekosten
ausgelagert werden. 

Umsetzungssystem, Föderalismus und 
demokratische Kontrolle 

hoch Institutionell gut machbar, wenn die 
Regeln einfach, transparent und jährlich 
überprüfbar bleiben. 

9.1 Positive Wirkungen bei guter Umsetzung
• Die Schweiz gewinnt wieder politische Steuerung über ihr Wachstumsmodell. 
• Die Kosten des Bevölkerungswachstums werden sichtbarer. 
• Arbeitsmarktpolitik, Ausbildung und Produktivität erhalten mehr Gewicht. 
• Pflege, Lohnschutz und Infrastruktur werden nicht als Nebenthemen behandelt. 
• Die Debatte verschiebt sich von Moralvorwürfen zu konkreter Priorisierung. 

9.2 Schwierige Nebenwirkungen
• Konflikt mit der EU bleibt real und kann wirtschaftliche Unsicherheit auslösen. 
• Einzelne Branchen müssen sich stärker anpassen als andere. 
• Pflege und Gesundheit brauchen Übergangsregeln, sonst entstehen Versorgungslücken. 
• AHV und Sozialwerke geraten stärker unter Reformdruck. 

• Dienstleistungen können teurer werden, wenn billige Arbeit nicht mehr unbegrenzt verfügbar ist. 

Gesamtbeurteilung 
Das empfohlene Modell ist kein bequemes Wohlfühlpaket. Es macht Zielkonflikte sichtbar und zwingt die 
Schweiz zu Prioritäten. Genau darin liegt seine Stärke: Es ersetzt Verdrängung durch politische 
Entscheidung.
Abschnitt Funktion auf der Website 
Einstieg mit Machtf rage Sofort klären, dass es nicht um Verwaltungstechnik geht, sondern um 

politische Steuerung. 
Das Wichtigste in Kürze Sechs bis sieben Punkte für Leserinnen und Leser, die rasch 

Orientierung suchen. 
Reale Risiken in Clusterreihenfolge Gegnerargumente nicht wegwischen: EU, Fachkräfte, 

Inlandpotenzial inklusive KI, Pflege, AHV, Wirtschaft, 
Lohnschutz und Vollzug. 

Gegenfrage Kosten des ungebremsten Wachstums sichtbar machen. 
Umsetzungspaket Die zehn Cluster als roter Faden der Seite. 
Drei Szenarien Zeigen, warum harte Blockade zu riskant und Verwässerung zu 

schwach wäre. 
FAQ / Kurzargumentarium Einwände knapp beantworten und für X-Kommentare nutzbar machen. 
Quellen und Prüfpunkte Transparenz über Grundlagen, of fene Zahlenfragen und rechtliche 

Präzisierungen. 
Post Hook Kern Schlussformel 
1 EU Der Konf likt mit der 

EU ist real. Aber 
politische 
Steuerung darf  nicht 
an Vertragslogik 
scheitern. 

FZA/Bilaterale, 
Schutzklausel, 
Verhandlungsmandat, 
Schadensbegrenzung. 

Gute Beziehungen ja. Automatische 
Mengenzuwanderung nein. 

2 Arbeitsmarkt Fachkräftemangel 
wird zur 
Generalkarte. 
Das 

Arbeitslose, 
Erwerbslose, Teilzeit, 
50plus, bereits 
Anwesende mit 

Erst nutzen, was da ist. Dann 
gezielt holen, was wirklich fehlt. 
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Inlandpotenzial – 
inklusive KI-
Entlastung – 
verschwindet aus 
der Debatte. 

Qualifikationen; dazu KI 
für Administration, 
Planung, Übersetzung, 
Weiterbildung und 
Standardprozesse. 

3 Pf lege Pf lege ist das 
stärkste 
Gegenargument. 
Genau deshalb 
braucht sie einen 
eigenen Plan. 

Sonderkontingente, 
Ausbildung, Wiedereinstieg, 
bessere 
Arbeitsbedingungen. 

Pf lege sichern ja. Unbegrenztes 
Wachstum nein. 

4 AHV Eine AHV, die 
immer mehr 
Menschen braucht, 
ist nicht stabil, 
sondern 
wachstumsabhängi
g. 

Zuwanderung hilf t 
kurzf ristig, löst Alterung 
aber nicht dauerhaf t. 

Die AHV braucht Ehrlichkeit, nicht 
ewige Mengenausweitung. 

5 Wirtschaf t Die Schweiz muss 
entscheiden, ob sie 
Wachstum über 
Menge oder über 
Produktivität will. 

Produktivität, 
Branchenpriorisierung, 
Wertschöpfung pro Kopf , 
Folgekostenrechnung. 

Mehr Wertschöpfung. Nicht einfach 
mehr Köpfe. 

6 Lohnschutz Begrenzung ohne 
Lohnschutz wäre 
politisch schwach. 

Lohnkontrollen, GAV, faire 
Bedingungen, 
Missbrauchsbekämpfung. 

Wer steuert, muss Arbeit schützen. 

7 Asyl und Vollzug Schutz und 
dauerhaf te 
Zuwanderung 
dürfen nicht 
vermischt werden. 

Schutz für wirklich 
Schutzbedürf tige, schnellere 
Verfahren, konsequenter 
Vollzug. 

Humanität braucht Ordnung. 

8 Wohnen Weniger Wachstum 
baut keine 
Wohnung. Aber 
unbegrenztes 
Wachstum f risst 
jede Wohnpolitik 
auf . 

Folgekosten, Gemeinden, 
Schulen, Verkehr, 
Raumplanung. 

Wer Wachstum bestellt, muss dessen 
Rechnung zeigen. 

9 Preise Billige 
Dienstleistungen 
sind of t nur 
scheinbar billig. 

Versteckte Kosten bei 
Löhnen, Wohnungen, 
Inf rastruktur und 
Gemeinden. 

Kostenwahrheit statt Scheintiefe. 

10 Gesamtfazit Die Initiative ist kein 
fertiger Plan. Aber 
sie beendet die 
Ausrede, dass es 
keinen Plan 
brauche. 

Steuerung, Pf lege sichern, 
Lohnschutz sichern, EU-
Konf likt aktiv führen. 

Nicht Chaos. Steuerung. Schweiz 
zuerst. 

Lehre aus der 
Masseneinwanderungsinitiati
ve 

neu ergänzt Die Umsetzung von 
Art. 121a BV zeigt, 
dass ein 
Steuerungsauftrag 
ohne verbindliche 
Umsetzungslinie auf 
eine Minimallösung 
reduziert werden 
kann. Für die 10-
Millionen-Initiative 
braucht es deshalb 
klare Zielwerte, 
Fristen, 
Verhandlungsmandat
e und Rechenschaft. 

Bundeskanzlei - Initiativtext 
Masseneinwanderungsinitiati
ve / SEM - Umsetzung von 
Art. 121a BV / arbeit.swiss - 
Stellenmeldepflicht 

Umsetzungszeitlinie nach 
einem Ja 

neu ergänzt Die Umsetzung muss 
phasenweise 
beschrieben werden: 

Initiativtext / 
Abstimmungsdossier / BFS-
Bevölkerungsszenarien / 
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Sofortprogramm, 
Übergangssteuerung, 
Strukturumbau und 
Zielsteuerung. So 
wird sichtbar, welche 
Massnahmen sofort 
wirken müssen und 
welche erst mittel- bis 
langfristig tragen. 

Quellen zu EU, Arbeitsmarkt, 
Pflege, AHV und Infrastruktur 

10. Häufige Gegenargumente und sachliche Einordnung
Die folgenden Gegenargumente sind für die Lösungsbeschreibung zentral, weil sie reale politische, 
rechtliche und praktische Risiken benennen. Sie werden nicht weggewischt, sondern jeweils mit einem 
möglichen Steuerungsansatz verbunden. 

Die Bilateralen fallen weg.
Dieses Risiko ist real. Darum braucht es nach einem Ja ein klares Verhandlungsmandat und einen 
Schadensbegrenzungsplan. Gute Beziehungen zur EU sind wichtig. Aber die Schweiz muss ihre 
Bevölkerungsentwicklung politisch steuern können. 

Dann fehlen Fachkräfte.
Teilweise stimmt das. Genau deshalb braucht es Prioritäten. Pflege, Gesundheit und echte 
Schlüsselberufe müssen gesichert werden. Aber Zuwanderung darf nicht länger die Standardantwort auf 
jedes Standort- und Wachstumsprojekt sein. 

Die Pflege bricht zusammen.
Pflege ist ein reales Risiko. Darum braucht es Sonderkontingente, mehr Ausbildung, Wiedereinstieg und 
bessere Arbeitsbedingungen. Wer Pflege aber als Argument für unbegrenztes Wachstum nutzt, löst das 
Problem nicht, sondern verschiebt es. 

Die AHV braucht Zuwanderung.
Kurzfristig ja. Langfristig werden auch Zugewanderte älter. Eine AHV, die nur mit immer mehr 
Beitragszahlern stabil bleibt, hat kein dauerhaftes Finanzierungsmodell, sondern ein Wachstumsproblem. 

Das schadet der Wirtschaft.
Es schadet jenen Geschäftsmodellen, die auf ständiger Mengenausweitung beruhen. Es stärkt aber die 
Frage, welche Wirtschaft die Schweiz will: mehr Köpfe, mehr Fläche, mehr Infrastrukturkosten – oder mehr 
Produktivität und Wertschöpfung pro Kopf. 

Das gefährdet faire Arbeitsbedingungen.
Nur wenn die Umsetzung falsch gemacht wird. Deshalb gehört Lohnschutz ins Zentrum: Kontrollen, 
Gesamtarbeitsverträge, Missbrauchsbekämpfung und klare Bedingungen für Kontingente. 

Das vermischt Migration mit Asyl.
Gerade deshalb muss sauber unterschieden werden. Schutz für wirklich Schutzbedürftige bleibt. Aber 
Verfahren, Vollzug, Familiennachzug und dauerhafte Aufenthalte müssen politisch kontrollierbar bleiben. 
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Die Initiative löst die Wohnungsnot nicht.
Nicht sofort. Aber ohne Begrenzung rennt jede Wohnpolitik dem Wachstum hinterher. Weniger 
Zusatzdruck ersetzt keine Wohnpolitik, schafft aber bessere Voraussetzungen für Entlastung. 

Das macht vieles teurer.
Teilweise ja. Aber auch billige Dienstleistungen haben Kosten: bei Löhnen, Wohnungen, Verkehr, 
Infrastruktur und Gemeinden. Die ehrlichere Debatte fragt, wer diese Kosten heute trägt. 

Das gibt Chaos und Bürokratie.
Chaos entsteht nicht durch Steuerung, sondern durch Steuerung ohne Plan. Ein glaubwürdiges Modell 
braucht Monitoring, Prioritäten, Übergangsfristen, Pflegeabsicherung, Lohnschutz und demokratische 
Kontrolle. 

Das ist ausländerfeindlich.
Die sachliche Linie muss klar bleiben: Es geht nicht gegen Menschen, sondern gegen ein 
Wachstumsmodell, das politisch nicht mehr sauber gesteuert wird. Wer hier lebt und beiträgt, ist nicht das 
Problem. Das Problem ist die fehlende Steuerung. 

12. Quellen und Arbeitsgrundlagen
Diese Langfassung / Referenzanalyse kombiniert meine politische und konzeptionelle Analyse mit 
öffentlich zugänglichen Grundlagen. Für die Langfassung ist wichtig: Offizielle Quellen dienen für Rechts- 
und Zahlenangaben; die politische Bewertung bleibt ausdrücklich meine eigene Einordnung. 

12.1 Verbindliche Quellen für die Langfassung
Die folgenden Referenzdokumente bilden die Quellenbasis für Zahlen, rechtliche Aussagen und 
institutionelle Einordnungen. Politische Schlussfolgerungen bleiben davon getrennt als meine eigene 
Bewertung erkennbar. 

Quelle Wofür verwenden Hinweis für Langfassung 
Bundeskanzlei – Initiativtext / 
Chronologie 
Admin.ch – 
Abstimmungsdossier 
Nachhaltigkeitsinitiative 

Initiativtext, Abstimmungstermin, of f izielle 
Beschreibung der Vorlage 

Primärquelle für die rechtliche und 
formale Darstellung der Initiative. 

Fedlex – Botschaft des 
Bundesrates BBl 2025 1262 
Fedlex – Bundesbeschluss BBl 
2026 17 
Parlament – Geschäft 25.026 

Botschaf t des Bundesrates, 
parlamentarische Behandlung, Beschluss 
und Empfehlung 

Für die Darstellung der of f iziellen 
Gegenargumente und des institutionellen 
Risikos verwenden; Wertungen des 
Bundesrates als politische Einordnung 
kennzeichnen. 

EDA – Bilaterale Abkommen I / 
Guillotine-Klausel 

Bilaterale I, Verknüpfung der Abkommen, 
Guillotine-Risiko 

Für alle Aussagen zur institutionellen 
Folgewirkung einer Kündigung des 
Freizügigkeitsabkommens. 

BFS – Szenarien 
Bevölkerungsentwicklung 
2025–2055 

Bevölkerungsentwicklung und Szenarien Für Zahlen und Szenarien; keine 
Punktprognosen behaupten, sondern 
Bandbreiten und Annahmen sichtbar 
machen. 

BFS – Erwerbstätigkeit und 
Erwerbslosigkeit 4. Quartal 
2025 

Arbeitsmarkt, Erwerbstätigkeit, 
Erwerbslosigkeit, Branchen- und 
Konjunktureinordnung 

Für die Prüfung des Fachkräf tearguments 
und der Frage, wie stark inländisches 
Potenzial aktiviert werden kann. 
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SECO – Lage auf dem 
Arbeitsmarkt / 
Medienmitteilungen 
BWO/BFS – 
Leerwohnungsziffer 2025 
ARE – Verkehrsperspektiven 
2050 

Wohnungsmarkt, Leerstand, 
Verkehrsentwicklung und 
Inf rastrukturbelastung 

Für Belastungsfelder; kausale Aussagen 
zurückhaltend formulieren und 
Mehrfachursachen of fenlegen. 

Obsan – Pflege- und
Betreuungspersonal mit
ausländischem Abschluss 
BSV – Finanzielle Lage und 
Perspektiven der AHV 
BSV – Studie Wirkung der 
Zuwanderung auf AHV/IV/EO 

Pf lege, Gesundheit, AHV und
Sozialwerke 

Für Zielkonf likte zwischen
Arbeitskräf tebedarf , 
Versorgungssicherheit und langfristiger 
Systembelastung. 

SKBF/CSRE – Bildungsbericht 
Schweiz 2023 
EDK – Förderangebote für 
Fremdsprachige 

Schule, Integration, Sprachförderung und 
Bildungschancen 

Für Aussagen zur schulischen 
Integrationsleistung; keine 
Pauschalurteile über Herkunf tsgruppen. 

Initiativkomitee – Argumentation 
der Befürworter 

Argumentation der Befürworter Als politische Ausgangslage und nicht als 
unabhängige Tatsachenquelle 
verwenden. 

SECO/Bundesrat – 
Auswirkungen der 
Digitalisierung auf den 
Arbeitsmarkt, Monitoring 2022 | 
OECD – Job Creation and 
Local Economic Development 
2024, Country Note Switzerland 

KI, Digitalisierung, Produktivität, 
Qualifikationsbedarf und regionale 
Arbeitsmarkteffekte. 

Für Aussagen zum KI-Potenzial im 
Inlandpotenzial verwenden; keine 
Scheingenauigkeit behaupten. KI als 
Produktivitäts- und 
Entlastungsinstrument darstellen, 
nicht als einfache Lösung des 
Fachkräftemangels. 

EU-Kommission - Temporary 
Reintroduction of Border 
Control 

Schengen, temporäre 
Binnengrenzkontrollen, 
öffentliche Ordnung, innere 
Sicherheit, Verhältnismässigkeit 

Für Aussagen zu Grenzschutz 
im Rahmen von Schengen 
verwenden. Grenzkontrollen 
nicht als dauerhafte 
Grenzschliessung darstellen, 
sondern als rechtlich 
begründete, verhältnismässige 
und zeitlich begrenzte 
Massnahme bei ernsthafter 
Lage. 

 


